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Synopse zum Ersten Änderungsgesetz zur PrävO 
 

Geltende Fassung 
(zu ändernder Wortlaut: grün) 

 

 Geänderte Fassung  
(Änderungen/geänderter Wortlaut: rot) 

 

Ordnung 
zur Prävention gegen sexuali-

sierte Gewalt an Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen im Bistum Fulda 
(Präventionsordnung Fulda – 

PrävO FD) 
 

 Ordnung 
zur Prävention gegen sexuali-

sierte Gewalt an Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen im Bistum Fulda 
(Präventionsordnung – PrävO) 

 

Auf Grundlage der vom Ständigen Rat der 
Deutschen Bischofskonferenz am 26. Au-
gust 2013 beschlossenen Rahmenordnung 
zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
an Minderjährigen und erwachsenen 
Schutzbefohlenen im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz wird für das Bis-
tum Fulda, unbeschadet weitergehender 
staatlicher Regelungen, die folgende Prä-
ventionsordnung erlassen: 
 

 Präambe l  

Die Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
ist integraler Bestandteil der kirchlichen Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen sowie 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. 
Ziel der katholischen Kirche und ihrer Cari-
tas ist es, allen Kindern und Jugendlichen 
sowie schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen im Geiste des Evangeliums und auf 
der Basis des christlichen Menschenbildes 
einen sicheren Lern- und Lebensraum zu 
bieten.  

In diesem Lern- und Lebensraum müssen 
menschliche und geistliche Entwicklung ge-
fördert sowie Würde und Integrität geachtet 
werden. Dabei soll vor Gewalt, insbeson-
dere vor sexualisierter Gewalt geschützt 
werden. Auch Grenzverletzungen sind zu 
vermeiden. Dennoch geschehene Grenz-
verletzungen sollen angesprochen und kor-
rigiert werden. 

Prävention als Grundprinzip professionellen 
Handelns trägt bei Kindern, Jugendlichen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen dazu bei, dass sie in ihrer Entwick-
lung zu eigenverantwortlichen, glaubens- 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten 
gestärkt werden. Dabei ist die Sexualität als 
ein Bereich des menschlichen Lebens zu 
würdigen. 

In allen pädagogischen Einrichtungen soll 
eine Sexualpädagogik vermittelt werden, 
die Selbstbestimmung und Selbstschutz 
stärkt. 

Unterschiedliche Bedarfs- und Gefähr-
dungslagen müssen bei allen Präventions-
maßnahmen angemessen berücksichtigt 
werden. 
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Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensge-
meinschaften, neuen Geistlichen Gemein-
schaften, kirchlichen Bewegungen und Initi-
ativen, kirchlichen Vereinen sowie in kirchli-
chen und caritativen Institutionen und Ver-
bänden ist es, eine Kultur des achtsamen 
Miteinanders zu praktizieren und weiter zu 
entwickeln. 

Die Präventionsarbeit richtet sich an alle, 
die im Bistum Fulda für das Wohl und den 
Schutz von Kindern, Jugendlichen sowie 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
Verantwortung und Sorge tragen. 
   

Die Regelung der Präventionsarbeit obliegt 
dem Diözesanbischof als Teil seiner Hirten-
sorge. In Wahrnehmung dieser Verantwor-
tung wird auf Grundlage der vom Ständigen 
Rat der Deutschen Bischofskonferenz am 
18. November 2019 beschlossenen Rah-
menordnung zur Prävention gegen sexuali-
sierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
im Bereich der Deutschen Bischofskonfe-
renz für das Bistum Fulda, unbeschadet 
weitergehender staatlicher Regelungen, 
diese Präventionsordnung erlassen. 

 
Abschnitt 1 

Geltungsbereich und Begriffsbe-
stimmungen 

 

 Abschnitt 1 
Geltungsbereich und Begriffsbe-

stimmungen 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 

 § 1 
Geltungsbereich 

 

(1) Diese Ordnung findet Anwendung auf 
kirchliche Rechtsträger und ihre Dienst-
stellen, Einrichtungen und sonstigen 
selbständig geführten Stellen, die dem 
Diözesanbischof unmittelbar zugeord-
net sind, insbesondere das Bistum, die 
Kirchengemeinden, die Kirchenge-
meindeverbände sowie die sonstigen 
kirchlichen Rechtsträger in der Rechts-
form der öffentlichen juristischen Per-
sonen des kanonischen Rechts. 

 

 u nv eränder t  

(2) Diese Ordnung findet auch Anwendung 
auf alle sonstigen kirchlichen Rechts-
träger und ihre Einrichtungen in Bezug 
auf ihre seelsorglichen, caritativen, li-
turgischen oder sonstigen pastoralen 
Tätigkeiten, Aufgaben oder Unterneh-
mungen im Bereich des Bistums Fulda. 
Zu den sonstigen kirchlichen Rechtsträ-

 unv eränder t  
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gern im Sinne von Satz 1 gehören ins-
besondere die kirchlichen Vereine, (Ju-
gend-)Verbände, Stiftungen und Ge-
sellschaften. 

 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 

 § 2 
Begriffsbestimmungen 

 

  (1) Prävention im Sinne dieser Ordnung 
meint alle Maßnahmen, die vorbeugend 
(primär), begleitend (sekundär) und 
nachsorgend (tertiär) gegen sexuali-
sierte Gewalt an Kindern, Jugendlichen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen ergriffen werden. Sie richtet 
sich an Betroffene, unterstützende Per-
sonen aus deren sozialem Umfeld so-
wie an Fachkräfte und Verantwortliche 
in professionellen Kontexten. 

 

(1) Der Begriff sexualisierte Gewalt im 
Sinne dieser Ordnung umfasst neben 
strafbaren sexualbezogenen Handlun-
gen auch sonstige sexuelle Übergriffe 
sowie Grenzverletzungen. Sie betreffen 
alle Verhaltens- und Umgangsweisen 
mit sexuellem Bezug, die gegenüber 
Einwilligungsunfähigen oder mit ver-
meintlicher Einwilligung, ohne Einwilli-
gung oder gegen den ausdrücklichen 
Willen der schutz- oder hilfebedürftigen 
Personen erfolgen. Dies umfasst auch 
alle Handlungen zur Vorbereitung, 
Durchführung und Geheimhaltung se-
xualisierter Gewalt. 

 

 W or t l au t  unver ände r t ,   
w i rd  Absa tz  2  

(2) Strafbare sexualbezogene Handlungen 
nach staatlichem Recht sind Straftaten 
nach dem 13. Abschnitt des Strafge-
setzbuches (StGB) in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie nach weiteren 
sexualbezogenen Straftatbeständen 
des StGB. 

 

 (3) Strafbare sexualbezogene Handlungen 
nach staatlichem Recht sind Straftaten 
nach dem 13. Abschnitt des Strafge-
setzbuches (StGB) in der jeweils gelten-
den Fassung sowie nach weiteren sexu-
albezogenen Straftatbeständen. 
 

(3) Strafbare sexualbezogene Handlungen 
nach kirchlichem Recht sind Straftaten 
nach can. 1395 § 2 des Codex luris 
Canonici (CIC) in Verbindung mit Art. 6 
§ 1 des Motu Proprio Sacramentorum 
Sanctitatis Tutela (SST)1, nach can. 
1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 

 (4) Strafbare sexualbezogene Handlungen 
nach kirchlichem Recht sind Straftaten 
nach can. 1398 des Codex luris Cano-
nici (CIC) in Verbindung mit Art. 6 des 
Motu Proprio „Sacramentorum Sanctita-
tis Tutela“ (SST)1, nach can. 1385 CIC 
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie 

 
1 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben Sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. 
April 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Fassung als 
Normae de gravioribus delictis vom 11. Oktober 2021 vor. [Diese Normen werden zitiert unter Nennung 
des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST.] 
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4 SST wie auch nach can. 1378 § 1 CIC 
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, 
soweit sie an Minderjährigen oder Per-
sonen begangen werden, deren Ver-
nunftgebrauch habituell eingeschränkt 
ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST). 

 

auch nach can. 1384 CIC in Verbindung 
mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie an 
Minderjährigen oder Personen began-
gen werden, deren Vernunftgebrauch 
habituell eingeschränkt ist, sowie Hand-
lungen nach Art. 1 § 1 a) des Motu 
Proprio „Vos estis lux mundi“2.  

 

(4) Sonstige sexuelle Übergriffe sind nicht 
lediglich zufällige, sondern beabsich-
tigte Handlungen mit sexuellem Bezug 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, 
die im pastoralen oder erzieherischen 
sowie im betreuenden oder pflegeri-
schen Umgang mit Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen unangemessen sind und deren 
Würde und persönliche Integrität verlet-
zen.  

 

 (5) Sonstige sexuelle Übergriffe sind Hand-
lungen mit sexuellem Bezug unterhalb 
der Schwelle der Strafbarkeit, die im 
pastoralen oder erzieherischen sowie 
im betreuenden, beratenden oder pfle-
genden Umgang mit Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen unangemessen sind und 
deren Würde und persönliche Integrität 
verletzen, wobei dies der handelnden 
Person bewusst ist und von ihr in Kauf 
genommen wird.  

 

(5) Grenzverletzungen sind einmalige oder 
gelegentliche Handlungen mit sexuel-
lem Bezug, die im pastoralen, erziehe-
rischen, betreuenden oder pflegeri-
schen Umgang mit Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen unangemessen sind und deren 
Würde und persönliche Integrität verlet-
zen. 

 

 (6) Sexuelle Grenzverletzungen sind Hand-
lungen, die im pastoralen, erzieheri-
schen, betreuenden, beratenden oder 
pflegenden Umgang mit Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen unangemessen sind und 
deren Würde und persönliche Integrität 
verletzen, wobei dies der handelnden 
Person nicht bewusst ist.  

 

(6) Schutz- oder hilfebedürftige Erwach-
sene im Sinne dieser Ordnung sind be-
hinderte, gebrechliche oder kranke Per-
sonen, gegenüber denen Kleriker, Or-
densangehörige, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Tätige 
eine besondere Sorgepflicht haben, 
weil sie ihrer Fürsorge oder Obhut an-
vertraut sind, und bei denen aufgrund 
ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit 
eine besondere Gefährdung gemäß 
Absatz 2 bis 5 besteht. 

 

 W i rd  geänder t  
und  zu  Absa tz  8  

(7) Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tä-
tige im Sinne dieser Ordnung sind alle 
Personen einschließlich Kleriker und 
Ordensangehörige, die im Rahmen ei-
nes Arbeits-, Gestellungs- oder sonsti-
gen Dienstverhältnisses bzw. einer eh-
renamtlichen Tätigkeit Minderjährige, 
schutz- oder hilfebedürftige Erwach-
sene beaufsichtigen, betreuen, erzie-
hen, ausbilden oder vergleichbaren 

 (7) Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tä-
tige im Sinne dieser Ordnung sind alle 
Personen einschließlich Kleriker und 
Ordensangehörige, die im Rahmen ei-
nes Arbeits-, Gestellungs- oder sonsti-
gen Dienstverhältnisses bzw. einer eh-
renamtlichen Tätigkeit Minderjährige, 
schutz- oder hilfebedürftige Erwach-
sene beaufsichtigen, betreuen, erzie-
hen, pflegen, seelsorglich begleiten, 

 
2 Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben Vos estis lux mundi vom 7. Mai 2019. 
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Kontakt zu ihnen haben. Als Mitarbei-
tende gelten auch die Mitglieder von 
Organen kirchlicher Rechtspersonen, 
sofern sie bei ihrer Tätigkeit für das Or-
gan im Sinne von Satz 1 Kontakt zu 
Minderjährigen, schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen haben. Soweit 
eine Ausführungsbestimmung nichts 
Abweichendes regelt, sind Hono-
rarkräfte, Praktikantinnen und Prakti-
kanten, Freiwilligendienstleistende und 
Mehraufwandsentschädigungskräfte 
(„1-Euro-Jobber“) auch Mitarbeitende 
im Sinne dieser Ordnung. 

 

ausbilden oder vergleichbaren Kontakt 
zu ihnen haben. Als Mitarbeitende gel-
ten auch die Mitglieder von Organen 
kirchlicher Rechtspersonen, sofern sie 
bei ihrer Tätigkeit für das Organ im 
Sinne von Satz 1 Kontakt zu Minderjäh-
rigen, schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen haben, sowie Kandidaten 
für das Weihesakrament. Soweit eine 
Ausführungsbestimmung nichts Abwei-
chendes regelt, sind Honorarkräfte, 
Praktikantinnen und Praktikanten, Frei-
willigendienstleistende und Mehrauf-
wandsentschädigungskräfte auch Mitar-
beitende im Sinne dieser Ordnung. 

 

  (8) Schutz- oder hilfebedürftige Erwach-
sene im Sinne dieser Ordnung sind we-
gen Gebrechlichkeit oder Krankheit 
wehrlose Personen, die der Fürsorge 
oder Obhut einer mitarbeitend oder eh-
renamtlich tätigen Person im Sinne von 
Absatz 7 unterstehen, deren Hausstand 
angehören, von dem Fürsorgepflichti-
gen deren Gewalt überlassen worden 
oder ihr im Rahmen eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses untergeordnet 
sind. 
 

(8) Die Begriffsbestimmungen der Absätze 
1 bis 7 gelten auch für die zu dieser 
Ordnung erlassenen Ausführungs-
bestimmungen.     

 

 (9) Die Begriffsbestimmungen der Absätze 
1 bis 8 gelten auch für das zu dieser 
Ordnung erlassene Allgemeine Ausfüh-
rungsdekret.   

 

Abschnitt 2 
Schutzkonzept  

 

 Abschnitt 2 
Institutionelles Schutzkonzept  

 

§ 3  
Schutzkonzept 

 

 § 3  
Institutionelles Schutzkonzept 

 

Jeder kirchliche Rechtsträger hat die Best-
immungen der nachfolgenden §§ 4-10 in 
seinen Einrichtungen als Schutzkonzept 
anzuwenden.  
 

 Der kirchliche Rechtsträger trägt die Verant-
wortung für die Entwicklung institutioneller 
Schutzkonzepte innerhalb seines Zustän-
digkeitsbereichs. Die §§ 4 bis 11 benennen 
die einzelnen Bausteine des Schutzkonzep-
tes, die zielgruppengerecht und lebenswelt-
orientiert zu gestalten sind. Das Schutzkon-
zept wird auf der Basis einer Schutz- und 
Risikoanalyse erstellt und regelmäßig – 
spätestens alle fünf Jahre – überprüft und 
weiterentwickelt. Vor seiner Inkraftsetzung 
durch den kirchlichen Rechtsträger wird das 
Schutzkonzept der Fachstelle Prävention 
zur fachlichen Prüfung vorgelegt. 
 

§ 4  § 4 
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Persönliche Eignung 
 

Personalauswahl und -entwicklung 
 

(1) Die kirchlichen Rechtsträger tragen 
Verantwortung dafür, dass nur Perso-
nen mit der Beaufsichtigung, Betreu-
ung, Erziehung oder Ausbildung von 
Minderjährigen und schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen betraut wer-
den, die neben der erforderlichen fach-
lichen auch über die persönliche Eig-
nung verfügen. 

 

 (1) Die kirchlichen Rechtsträger tragen Ver-
antwortung dafür, dass nur Personen 
mit der Beaufsichtigung, Betreuung, 
Seelsorge, Erziehung oder Ausbildung 
von Minderjährigen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen betraut 
werden, die neben der erforderlichen 
fachlichen auch über die persönliche 
Eignung verfügen. 

 

(2) Die zuständigen Personalverantwortli-
chen thematisieren die Prävention ge-
gen sexualisierte Gewalt im Vorstel-
lungsgespräch sowie – der Position und 
Aufgabe angemessen – in weiteren 
Personalgesprächen. In der Aus- und 
Fortbildung ist sie Pflichtthema. 

 

 (2) Die Prävention gegen sexualisierte Ge-
walt ist im Vorstellungsgespräch sowie 
in den regelmäßigen Dienstgesprächen 
von den zuständigen Personalverant-
wortlichen zu thematisieren. Gleiches 
gilt für Informationsgespräche vor Be-
ginn einer ehrenamtlichen Tätigkeit so-
wie begleitende Reflexionsgespräche.  

 

(3) Personen im Sinne von § 2 Abs. 7 dür-
fen in keinem Fall eingesetzt werden, 
wenn gegen sie wegen einer Straftat 
nach den in § 2 Abs. 2 oder 3 bezeich-
neten Straftatbeständen rechtskräftig 
eine Strafe verhängt worden ist. 
 

 (3) Personen im Sinne von § 2 Abs. 7 dür-
fen in keinem Fall eingesetzt werden, 
wenn gegen sie wegen einer Sexual-
straftat nach den in § 2 Abs. 3 oder 4 
bezeichneten Straftatbeständen rechts-
kräftig eine Strafe verhängt worden ist. 

 

§ 5 
Erweitertes Führungszeugnis und  
Unbedenklichkeitsbescheinigung 

 

 § 5 
Erweitertes Führungszeugnis und  
Unbedenklichkeitsbescheinigung 

 

(1) Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 
4 haben sich kirchliche Rechtsträger 
von Mitarbeitenden im Sinne von § 2 
Abs. 7 vor der Einstellung entspre-
chend den gesetzlichen und arbeits-
rechtlichen Regelungen ein erweitertes 
Führungszeugnis nach § 30a Abs. 1 
des Bundeszentralregistergesetzes 
vorlegen zu lassen. Weitere Vorlage-
pflichten, die sich aus staatlichen 
Rechtsvorschriften, insbesondere § 
72a SGB VIII, aus Vereinbarungen oder 
sonstigen den jeweiligen kirchlichen 
Rechtsträger bindenden rechtlichen 
Bestimmungen ergeben, bleiben unbe-
rührt.   

 

 (1) Kirchliche Rechtsträger haben sich von 
Mitarbeitenden im Sinne von § 2 Abs. 7 
vor der Einstellung entsprechend den 
gesetzlichen und arbeitsrechtlichen Re-
gelungen ein erweitertes Führungs-
zeugnis nach § 30a Abs. 1 des Bundes-
zentralregistergesetzes vorlegen zu las-
sen. Verpflichtungen zur Neuvorlage, 
die sich aus staatlichen Rechtsvor-
schriften, insbesondere § 45 Abs. 3 Nr. 
2 SGB VIII, § 72a SGB VIII, § 124 Abs. 
2 Satz 4 SGB IX und § 75 Abs. 2 Satz 4 
SGB XII, aus Vereinbarungen oder 
sonstigen den jeweiligen kirchlichen 
Rechtsträger bindenden rechtlichen 
Bestimmungen ergeben, bleiben unbe-
rührt.   
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(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt un-
abhängig vom Beschäftigungsumfang 
insbesondere für folgende Personen-
gruppen: 
1. Kleriker und Kandidaten für das 

Weiheamt, 
2. Ordensangehörige in einem Gestel-

lungsverhältnis im Jurisdiktionsbe-
reich des Diözesanbischofs, 

3. Pastoralreferentinnen und -referen-
ten, Gemeindereferentinnen und -
referenten sowie Anwärterinnen 
und Anwärter auf diese Berufe, 

4. Mitarbeitende im Sinne von § 2 Abs. 
7, die in den nachfolgend aufgeführ-
ten Bereichen tätig sind:  
a) Kirchengemeinden, 
b) Kirchenmusik, 
c) Kinder- und Jugendarbeit, 
d) Kindertagesstätten, 
e) Arbeit mit schutz- oder hilfebe-

dürftigen Erwachsenen, 
f) Schulen, 
g) Krankenhäuser, 
h) Bildungsarbeit, 
i) Beratungsstellen einschließlich 

Telefonseelsorge, 
j) kirchliche Verwaltung. 

 

 u nv eränder t  

(3) Kirchliche Rechtsträger haben sich von 
in ihrem Auftrag ehrenamtlich Tätigen 
im Sinne von § 2 Abs. 7 vor Aufnahme 
der Tätigkeit und in regelmäßigen Ab-
ständen ein erweitertes Führungszeug-
nis nach § 30a Abs. 1 des Bundeszent-
ralregistergesetzes vorlegen zu lassen, 
soweit eine gesetzliche Regelung es 
vorschreibt oder eine entsprechende 
Rechtspflicht sich aus Vereinbarungen 
oder sonstigen rechtlichen Bestimmun-
gen ergibt, die den jeweiligen kirchli-
chen Rechtsträger binden. 
 

 u nv eränder t  

  (4) Eine Verpflichtung zur Anforderung ei-
nes erweiterten Führungszeugnisses 
nach den Absätzen 1 oder 3 besteht 
nicht für einzustellende oder zu ehren-
amtlicher Tätigkeit zu beauftragende 
Personen, die sich zuvor nicht oder 
nicht länger als sechs Monate in 
Deutschland aufgehalten haben.  
 

  (5) Ein kirchlicher Rechtsträger kann die 
Vorlage eines dem deutschen Füh-
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rungszeugnis oder erweiterten Füh-
rungszeugnis vergleichbaren behördli-
chen Strafregisterauszugs eines ande-
ren Staates verlangen, sofern die einzu-
stellende oder zu ehrenamtlicher Tätig-
keit zu beauftragende Person sich län-
ger als sechs Monate in dem Staat auf-
gehalten hat und nach der Rechtsord-
nung des Staates die Erteilung eines 
solchen Strafregisterauszugs beantra-
gen kann. Die in dieser Ordnung und 
den dazu erlassenen Ausführungsbe-
stimmungen enthaltenen Regelungen 
über die Prüfung der erweiterten Füh-
rungszeugnisse finden auf Strafregister-
auszüge im Sinne von Satz 1 entspre-
chende Anwendung.   

 

(4) Die bei der Beantragung des erweiter-
ten Führungszeugnisses vom Vorlage-
pflichtigen verauslagte Gebühr ist vom 
jeweiligen kirchlichen Rechtsträger 
nach Erhalt des Führungszeugnisses 
zu erstatten. Ein Anspruch auf Gebüh-
renerstattung besteht nicht, wenn das 
erweiterte Führungszeugnis im Rah-
men einer Einstellungsbewerbung vor-
zulegen ist. 

 

 W or t l au t  unver ände r t ,   
w i rd  Abs .  6  

(5) Das erweiterte Führungszeugnis kann 
in Form einer beglaubigten Kopie vor-
gelegt werden, sofern das Original be-
reits einem anderen Rechtsträger vor-
gelegt worden ist und von diesem auf-
bewahrt wird. Die Beglaubigung darf 
nicht von der vorlagepflichtigen Person 
selbst vorgenommen worden sein. 

 

 (7) Die Einsichtnahme in das erweiterte 
Führungszeugnis ist auf Dauer zu doku-
mentieren.  

(6) Kleriker, die in anderen (Erz-)Diözesen 
inkardiniert sind, und Ordensleute ha-
ben vor Aufnahme ihres Dienstes im 
Bistum Fulda zusätzlich eine Unbe-
denklichkeitsbescheinigung vorzule-
gen. Diese wird für Weltgeistliche durch 
den Bischof des jeweiligen Inkardinati-
onsbistums, für Ordensleute durch den 
zuständigen Höheren Oberen ausge-
stellt. Die Bescheinigung beinhaltet ins-
besondere die Erklärung, dass die be-
treffende Person sich bisher straffrei 
geführt hat und hinsichtlich sexualisier-
ter Gewalt im Sinne von § 2 Abs. 1 nicht 
auffällig geworden ist.  

 

 (8) Kleriker, die in anderen (Erz-)Diözesen 
inkardiniert sind, und Ordensleute ha-
ben vor Aufnahme ihres Dienstes im 
Bistum Fulda zusätzlich eine Unbe-
denklichkeitsbescheinigung vorzule-
gen. Diese wird für Weltgeistliche durch 
den Bischof des jeweiligen Inkardinati-
onsbistums, für Ordensleute durch den 
zuständigen Höheren Oberen ausge-
stellt. Die Bescheinigung beinhaltet ins-
besondere die Erklärung, dass die be-
treffende Person sich bisher straffrei ge-
führt hat und hinsichtlich sexualisierter 
Gewalt im Sinne von § 2 Abs. 2 und 3  
nicht auffällig geworden ist.  

 

§ 6 
Selbstauskunftserklärung 

 § 6 
Selbstauskunftserklärung 
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(1) Kirchliche Rechtsträger haben sich von 
Mitarbeitenden und ehrenamtlich Täti-
gen im Sinne von § 2 Abs. 7 vor Auf-
nahme ihrer jeweiligen Tätigkeit eine 
unterzeichnete Selbstauskunftserklä-
rung vorlegen zu lassen. 
 

 u nv eränder t  

(2) In der Selbstauskunftserklärung ist von 
der betreffenden Person zu erklären, 
dass  
1. sie nicht wegen einer Straftat im 

Sinne von § 2 Abs. 2 rechtskräftig 
verurteilt worden ist und gegen sie 
auch nicht wegen des Verdachts 
einer solchen Straftat ein Strafpro-
zess anhängig ist oder ein Ermitt-
lungsverfahren durchgeführt wird,  

 
 
 

2. gegen sie keine kirchlichen Straf- 
oder Verwaltungsmaßnahmen we-
gen sexualisierter Gewalt ergan-
gen sind und auch keine Vorunter-
suchung eingeleitet worden ist,  

3. sie sich verpflichtet, bei Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens we-
gen Verdachts einer Straftat im 
Sinne von § 2 Abs. 2 oder einer 
kirchlichen Voruntersuchung im 
Zusammenhang mit sexualisierter 
Gewalt dem kirchlichen Rechtsträ-
ger hiervon unverzüglich Mitteilung 
zu machen.   

 

 (2) In der Selbstauskunftserklärung ist von 
der betreffenden Person zu erklären, 
dass  
1. sie nicht wegen einer Straftat nach 

einem der in § 72a Abs. 1 Satz 1 
SGB VIII genannten Straftatbe-
stände oder einer sonstigen Sexual-
straftat rechtskräftig verurteilt wor-
den ist und gegen sie auch nicht we-
gen des Verdachts einer solchen 
Straftat ein Strafprozess anhängig 
ist oder ein Ermittlungsverfahren 
durchgeführt wird,  

2. gegen sie keine kirchlichen Straf- 
oder Verwaltungsmaßnahmen we-
gen sexualisierter Gewalt ergangen 
sind und auch keine Voruntersu-
chung eingeleitet worden ist,  

3. sie sich verpflichtet, bei Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens wegen 
Verdachts einer Straftat im Sinne 
von Nr. 1 oder einer kirchlichen Vor-
untersuchung im Zusammenhang 
mit sexualisierter Gewalt dem kirch-
lichen Rechtsträger hiervon unver-
züglich Mitteilung zu machen.   

Die Selbstauskunftserklärung bezieht 
sich auch auf im Ausland durchgeführte 
Straf- und Ermittlungsverfahren. 

 

(3) Personen, die länger als sechs Monate 
im Ausland gelebt haben, haben zu-
sätzlich zu erklären, dass gegen sie 
auch nicht im Ausland wegen eines Se-
xualdelikts ein Straf- oder Ermittlungs-
verfahren durchgeführt worden ist. 

 

 a u fgehoben  

(4) Die Selbstauskunftserklärung hat dem 
vom Bistum vorgegebenen Muster zu 
entsprechen.  

 

 W or t l au t  unver ände r t ,  
w i rd  Absa tz  3  

  (4) Bei der Vereinbarung von Dienstleistun-
gen durch externe Personen oder Fir-
men oder wenn solchen externen Per-
sonen oder Firmen kirchliche Räume 
überlassen werden, wird je nach Art, In-
tensität und Dauer des Kontakts mit 
Kindern, Jugendlichen und schutz- oder 
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hilfebedürftigen Erwachsenen bzw. 
nach Aufgabe und Einsatz von den 
kirchlichen Rechtsträgern geprüft, ob 
eine Verpflichtung zur Vorlage einer 
Selbstauskunftserklärung sowie, soweit 
möglich und im Einzelfall angemessen, 
eines erweiterten Führungszeugnisses 
zu vereinbaren ist. 
 

§ 7 
Verhaltenskodex und  

Verpflichtungserklärung 
 

 § 7 
Verhaltenskodex und  

Verpflichtungserklärung 
 

(1) Die für die Arbeit mit Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen im Hinblick auf die Präven-
tion gegen sexualisierte Gewalt ver-
bindlichen Verhaltensregeln werden in 
einem Verhaltenskodex zusammenge-
fasst. Diese Verhaltensregeln sollen ein 
fachlich adäquates Nähe-Distanz-Ver-
hältnis, einen respektvollen Umgang 
und eine offene Kommunikationskultur 
gegenüber den Minderjährigen sowie 
gegenüber den schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen sicherstellen. 

 

 (1) Die für die Arbeit mit Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen im Hinblick auf die Prävention ge-
gen sexualisierte Gewalt verbindlichen 
Verhaltensregeln werden in einem Ver-
haltenskodex zusammengefasst. Diese 
Verhaltensregeln sollen ein fachlich 
adäquates Nähe-Distanz-Verhältnis, ei-
nen respektvollen Umgang und eine of-
fene Kommunikationskultur gegenüber 
den Minderjährigen sowie gegenüber 
den schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen sicherstellen. Der Verhal-
tenskodex umfasst einen allgemeinen 
und einen spezifischen Teil. 

 
(2) Der Verhaltenskodex umfasst einen All-

gemeinen Teil, der vom Bistum vorge-
geben wird, sowie erforderlichenfalls ei-
nen Besonderen Teil, der im jeweiligen 
Arbeitsbereich im Hinblick auf dessen 
spezielle Erfordernisse erstellt wird. 
Der Wortlaut des Allgemeinen Teils 
wird durch eine Ausführungsbestim-
mung festgelegt. Er ist für alle kirchli-
chen Rechtsträger verbindlich, auf die 
diese Präventionsordnung Anwendung 
findet. Der Besondere Teil ist partizipa-
tiv zu erstellen; Minderjährige und 
schutz- oder hilfebedürftige Erwach-
sene sollen angemessen in die Ent-
wicklung eingebunden werden. 

 

 ( 2 )Der allgemeine Teil des Verhaltensko-
dex ist für alle kirchlichen Rechtsträger 
verbindlich, auf die diese Präventions-
ordnung Anwendung findet. Der Wort-
laut wird in einem Allgemeines Ausfüh-
rungsdekret festgelegt. Der allgemeine 
Teil beschreibt die der Präventionsar-
beit zugrundeliegende Haltung und be-
nennt sich daraus ergebende allge-
meine Verhaltensregeln für einen acht-
samen und respektvollen Umgang.  
 
 
 

  ( 3 )Die Erstellung eines spezifischen Teils 
ist für Einrichtungen und Arbeitsberei-
che verpflichtend, in denen ausschließ-
lich oder vornehmlich Arbeit mit Minder-
jährigen oder schutz- oder hilfebedürfti-
gen Erwachsenen stattfindet. Für alle 
übrigen Einrichtungen und Arbeitsberei-
che ist ein spezifischer Teil empfohlen. 
Der spezifische Teil des Verhaltensko-
dex wird im jeweiligen Arbeitsbereich 
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erstellt. Die darin enthaltenen Verhal-
tensregeln beziehen sich konkret auf 
die dort geleisteten Tätigkeiten mit den 
Kindern und Jugendlichen und schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Die 
Modalitäten der Erstellung des spezifi-
schen Teils werden in einem Allgemei-
nen Ausführungsdekret geregelt. 
 

(3) Der Verhaltenskodex wird von Mitarbei-
tenden vor der Einstellung und von eh-
renamtlich Tätigen vor Beginn ihrer Tä-
tigkeit durch Unterzeichnung einer auf 
die Einhaltung des Verhaltenskodex in 
seiner jeweils geltenden Fassung bezo-
genen Verpflichtungserklärung aner-
kannt. Die Unterzeichnung dieser Er-
klärung ist verbindliche Voraussetzung 
für eine Einstellung sowie für eine Be-
auftragung zu einer ehrenamtlichen Tä-
tigkeit. Bereits Beschäftigte und bereits 
ehrenamtlich Tätige sind auf die Einhal-
tung des Verhaltenskodex in seiner je-
weils geltenden Fassung zu verpflich-
ten. Die Mitarbeitenden und ehrenamt-
lich Tätigen sind über mögliche Sankti-
onen bei Nichteinhaltung zu informie-
ren. 

 

 (4) Der Verhaltenskodex wird von Mitarbei-
tenden vor der Einstellung und von eh-
renamtlich Tätigen vor Beginn ihrer Tä-
tigkeit durch Unterzeichnung einer auf 
die Einhaltung des Verhaltenskodex in 
seiner jeweils geltenden Fassung bezo-
genen Verpflichtungserklärung aner-
kannt. Die Unterzeichnung dieser Erklä-
rung ist verbindliche Voraussetzung für 
eine Einstellung, Weiterbeschäftigung 
sowie für eine Beauftragung zu einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit. Die Mitarbei-
tenden und ehrenamtlich Tätigen sind 
über mögliche Sanktionen bei Nichtein-
haltung zu informieren. 

 

(4) Der Verhaltenskodex ist vom kirchli-
chen Rechtsträger in geeigneter Weise 
bekannt zu machen. 

 

 u nv eränder t ,   
w i rd  Absa tz  5  

(5) Dem kirchlichen Rechtsträger bleibt es 
unbenommen, im Einklang mit den gel-
tenden arbeitsrechtlichen Bestimmun-
gen über den Verhaltenskodex hinaus 
Dienstanweisungen und hausinterne 
Regelungen zu erlassen. 

 
 

 (6) Dem kirchlichen Rechtsträger bleibt es 
unbenommen, im Einklang mit den gel-
tenden arbeits- und mitarbeitervertre-
tungsrechtlichen Bestimmungen über 
den Verhaltenskodex hinaus Dienstan-
weisungen und hausinterne Regelun-
gen zu erlassen. 

 

§ 8 
Beschwerdewege 

 

 § 8 
Vorgehensweise im Verdachts-  

und Beschwerdefall 
 

(1) Der kirchliche Rechtsträger hat Be-
schwerdewege für die Minderjährigen 
sowie die schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen, für die Eltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten sowie den im 
§ 2 Abs. 7 genannten Personenkreis 
zu schaffen. Darüber hinaus hat er in-
terne und externe Beratungsstellen zu 
benennen.  

 

 (1) Jeder kirchliche Rechtsträger be-
schreibt im Rahmen des institutionellen 
Schutzkonzepts die Vorgehensweise im 
Verdachts- oder Beschwerdefall. Dazu 
gehören interne und externe Beratungs-
möglichkeiten sowie Melde- und Be-
schwerdewege. Diese müssen in geeig-
neter Weise bekannt gemacht werden.  
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(2) Der kirchliche Rechtsträger hat dafür zu 
sorgen, dass der in Abs. 1 umschrie-
bene Personenkreis über die internen 
und externen Beschwerdemöglichkei-
ten informiert wird.   

 (2) Im institutionellen Schutzkonzept sind 
Maßnahmen zu beschreiben, wie nach 
einem aufgetretenen Verdacht                       
oder Vorfall die Unterstützung im jewei-
ligen System aussehen soll.  
 

  (3) Das institutionelle Schutzkonzept ist im 

Rahmen der Auswertung eines Ver-

dachts oder Vorfalls auf erforderliche 

Anpassungen hin zu überprüfen. 

 

  (4) Personen mit Kontakt zu Betroffenen, 
Beschuldigten oder Tätern sollen bei 
Bedarf Supervision oder sonstige geeig-
nete Unterstützung erhalten. 

 

  (5) Alle Beschäftigten im Sinne von Nr. 1 
der Ordnung für den Umgang mit sexu-
ellem Missbrauch Minderjähriger und 
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachse-
ner durch Kleriker und sonstige Be-
schäftigte im kirchlichen Dienst vom 15. 
Januar 2020 (K. A. 2020, Nr. 3) in der 
jeweils geltenden Fassung haben un-
verzüglich die zuständige Person der 
Leitungsebene der Institution, bei der 
sie beschäftigt sind, oder die beauftrag-
ten Ansprechpersonen über einen 
durch Tatsachen begründeten Verdacht 
im Sinne der Nr. 2 der Ordnung für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch in 
der jeweils geltenden Fassung, der 
ihnen im dienstlichen Kontext zur Kennt-
nis gelangt ist, zu informieren. Dasselbe 
gilt, wenn sie über die Einleitung oder 
das Ergebnis eines laufenden Ermitt-
lungsverfahrens oder über eine erfolgte 
Verurteilung im dienstlichen Kontext 
Kenntnis erlangen. Etwaige staatliche 
oder kirchliche Verschwiegenheits-
pflichten oder Mitteilungspflichten ge-
genüber kirchlichen oder staatlichen 
Stellen (z.B. (Landes-) Jugendamt, 
Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienst-
vorgesetzten bleiben hiervon unberührt. 

 

  (6) Wird ein Beschäftigter einer Tat nach 
Nr. 2 der Ordnung über den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch in der jeweils 
geltenden Fassung beschuldigt, kann er 
im Falle einer Anhörung durch den 
Dienstgeber nach Nr. 26 der Ordnung 
eine Person seines Vertrauens, auf 
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Wunsch auch einen Rechtsanwalt hin-
zuziehen. Hierauf ist der Beschäftigte 
vor der Anhörung hinzuweisen. Stellt 
sich im Anhörungsverfahren heraus, 
dass die Beschuldigung offensichtlich 
unbegründet ist, hat der Dienstgeber die 
dem Beschuldigten im Rahmen des An-
hörungsverfahrens entstandenen erfor-
derlichen Kosten zu tragen. Ergibt sich 
aus dem Anhörungsverfahren, dass 
sich eine Beschuldigung nicht aufrecht-
erhalten lässt – ohne Feststellung der 
offensichtlichen Unbegründetheit –, hat 
der Dienstgeber zu prüfen, ob er die 
dem Beschäftigten im Rahmen des An-
hörungsverfahrens entstandenen erfor-
derlichen Kosten übernimmt. 
 

  (7) Die Anhörung des Beschäftigten zur Be-
schuldigung einer Tat nach Nr. 2 der 
Ordnung über den Umgang mit sexuel-
lem Missbrauch in der jeweils geltenden 
Fassung ist zu protokollieren. Der Be-
schäftigte hat das Recht, das Protokoll 
einzusehen und gegenzuzeichnen. Er 
hat auch das Recht, eine Gegendarstel-
lung abzugeben, die dem Protokoll bei-
zufügen ist. Der Beschäftigte erhält eine 
Kopie des vom Protokollführer unter-
zeichneten Protokolls. 
 

  (8) Auch dem beschuldigten Beschäftigten 
gegenüber besteht die Pflicht zur Für-
sorge. Er gilt, unbeschadet erforderli-
cher unmittelbarer Maßnahmen, bis 
zum Erweis des Gegenteils als unschul-
dig. 

 

  (9) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für 
den Verdacht eines sexuellen Miss-
brauchs an Minderjährigen oder schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen vor, 
ist der Dienstgeber berechtigt, den Be-
schäftigten nach erfolgter Anhörung vo-
rübergehend unter Fortzahlung seines 
Entgelts vom Dienst freizustellen, bis 
der Sachverhalt aufgeklärt ist. 
 

  (10) Der Dienstgeber ist für den Fall, 
dass sich eine Beschuldigung oder ein 
Verdacht als unbegründet erweist, im 
Einvernehmen mit dem Beschäftigten 
verpflichtet, alles zu tun, was den fälsch-
lich beschuldigten Beschäftigten rehabi-
litiert und schützt. Die Unbegründetheit 
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der Beschuldigung ist vom Dienstgeber 
in der Personalakte durch eine Schilde-
rung  
1. des Sachverhalts,  
2. des Ergebnisses der Untersuchung 

und  
3. der wesentlichen Punkte, auf wel-

che sich die Unbegründetheit stützt, 

schriftlich festzuhalten. Diese Unterla-
gen sind mit besonderer Sicherung zu 
verwahren, die besonderen Zugriffs-
rechte sind zu regeln. Auf Antrag des 
Beschäftigten sind im Fall der Unbe-
gründetheit der Beschuldigung Unterla-
gen, die im Zusammenhang mit der Be-
schuldigung oder dem Verdacht stehen, 
aus der Personalakte zu entfernen und 
zu vernichten. 

 

§ 9 
Qualitätsmanagement 

 

 § 9 
Qualitätsmanagement 

 
Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwor-
tung dafür, dass die Maßnahmen zur Prä-
vention nachhaltig Beachtung finden und 
fester Bestandteil ihres Qualitätsmanage-
ments sind.  

 Der kirchliche Rechtsträger trägt Verant-

wortung dafür, dass Maßnahmen zur Prä-

vention als Teil seines Qualitätsmanage-

ments implementiert, kontrolliert, evaluiert 

und weiterentwickelt werden. 

 

§ 10 
Aus- und Fortbildung 

 

 § 10 
Präventionsschulungen 

 
(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwor-

tung dafür, dass die Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
integraler Bestandteil der Aus- und Fortbil-
dung aller Mitarbeitenden sowie ehrenamt-
lich Tätigen im Sinne von § 2 Abs. 7 ist. 

 

 (1) Alle Beschäftigte im kirchlichen Dienst 
und im Auftrag kirchlicher Rechtsträger 
ehrenamtlich tätige Personen, die mit 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen arbeiten, sind 
zu Fragen der Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt zu schulen. Der Schu-
lungsumfang bemisst sich nach der 
Funktion der zu schulenden Person 
ebenso nach Häufigkeit, Intensität des 
Kontaktes zu Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen und dem Kontext, in dem die Tätig-
keit stattfindet. Alle anderen Beschäftig-
ten im kirchlichen Dienst sind regelmä-
ßig über die Bedeutung der Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt zu informie-
ren. Personen in Leitungsfunktionen 
werden zusätzlich zur Wahrnehmung 
ihrer Verantwortung bei der                  
(Weiter-) Entwicklung und Umsetzung 
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des Institutionellen Schutzkonzeptes 
geschult. 
 

(2) Dies erfordert Schulungen insbesondere zu 
Fragen von  
1. angemessenem Nähe- und Distanzver-

hältnis, 
2. Strategien von Täterinnen und Tätern, 
3. Psychodynamiken der Opfer, 
4. Dynamiken in Institutionen sowie be-

günstigenden institutionellen Struktu-
ren, 

5. Straftatbeständen und weiteren ein-
schlägigen rechtlichen Bestimmungen, 

6. eigener emotionaler und sozialer Kom-
petenz, 

7. Kommunikations- und Konfliktfähig-
keit, 

8. Verfahrenswegen bei Anzeichen sexu-
alisierter Gewalt, 

9. Information zu notwendigen und ange-
messenen Hilfen für von sexualisierter 
Gewalt Betroffene, ihre Angehörigen 
und die betroffenen Institutionen, 

10. sexualisierter Gewalt von Minderjähri-
gen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen an anderen Minderjähri-
gen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen. 

 

 (2) Zu den zu vermittelnden Kenntnissen 
und Kompetenzen gehören insbeson-
dere folgende Themen: 
1. Persönliche Haltung und professio-

nelle Rolle: 
a) eigene emotionale und soziale 

Kompetenz 
b) Kommunikations- und Konflikt-

fähigkeit 
c) angemessenes Nähe- und Dis-

tanzverhältnis 
2. Fachliche Informationen: 

a) Psychodynamiken Betroffener 
b) Täterstrategien  
c) begünstigende institutionelle 

Strukturen 
d) rechtliche Bestimmungen 
e) (digitale) Medien als Schutz- 

und Gefahrenraum  
f) sexualisierte Gewalt durch 

Minderjährige an Minderjähri-
gen (Peer Gewalt) oder durch 
schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsene an schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen 

3. Interventionskompetenz: 
a) Verfahrenswege bei Anzei-

chen sexualisierter Gewalt 
b) externe und interne Hilfe für 

Betroffene, deren Umfeld und 
die irritierten Systeme 

4. Schnittstellenthemen: 
a) sexuelle Bildung 
b) geschlechter- und kultursen-

sible Bildung 
5. Institutionelles Schutzkonzept: 

a) Information über die Bausteine  
b) Umsetzung  

6. Für Leitungsschulungen:  
a) Verantwortung der Leitung für 

die Entwicklung eines instituti-
onellen Schutzkonzeptes  

b) Organisationsentwicklung und 
- analyse  
 

(3) Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich 
Tätigen im Sinne von § 2 Abs. 7 sind je 
nach Art, Dauer und Intensität im Um-
gang mit Minderjährigen, schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen zum 
Thema Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt zu schulen.  

 

 a u fgehoben  
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  ( 3 )Die kirchlichen Rechtsträger haben da-
für Sorge zu tragen, dass die gemäß 
Absatz 1 über Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt geschulten Personen 
mindestens alle fünf Jahre an Vertie-
fungsschulungen teilnehmen.  
 

  (4) Präventionsschulungen im Sinne dieser 
Ordnung sind nur solche, die von der 
Fachstelle Prävention organisiert oder 
von dieser anerkannt werden.  
 

  § 11  
Weitere Präventionsarbeit des                         

Rechtsträgers 
 

  (1) Jeder kirchliche Rechtsträger soll geeig-
nete Maßnahmen zur Stärkung von Kin-
dern, Jugendlichen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen entwickeln. 
  

  (2) Eltern, Personensorgeberechtigte und 
Angehörige sowie rechtliche Betreuerin-
nen und Betreuer sollen zum Thema 
Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
informiert und sensibilisiert werden.  
 

 
Abschnitt 3 

Koordination und Beratung 

 

  
Abschnitt 3 

Koordination und Beratung 

 
§ 11 

Präventionsbeauftragter 

 

 § 12 
Fachstelle Prävention 

(1) Für das Bistum wird durch den Diöze-
sanbischof eine Präventionsbeauf-
tragte oder ein Präventionsbeauftrag-
ter bestellt, die bzw. der die Aufgaben 
einer Koordinationsstelle wahrnimmt 
und insbesondere die diözesanen Ak-
tivitäten zur Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt unterstützt und ver-
netzt. Die Bestellung erfolgt für einen 
Zeitraum von fünf Jahren. Die Wieder-
bestellung ist möglich. 

 

 (1) Das Bistum unterhält im Bischöflichen 
Generalvikariat eine Fachstelle Präven-
tion zur Unterstützung, Vernetzung und 
Steuerung der Präventionsarbeit. Der 
Diözesanbischof ernennt zur Leitung 
eine qualifizierte Person zur Präventi-
onsbeauftragten oder zum Präventions-
beauftragten. Die Ernennung erfolgt für 
einen Zeitraum von fünf Jahren. Wie-
derernennungen sind möglich. Die oder 
der Präventionsbeauftragte wird bei der 
Erfüllung der Aufgaben der Fachstelle 
von Referentinnen und Referenten für 
Prävention unterstützt. 
 

(2) Die oder der Präventionsbeauftragte 
hat insbesondere folgende Aufgaben: 
1. Beratung und Abstimmung bei 

der Entwicklung und Umsetzung 
von institutionellen Schutzkon-
zepten, 

 (2) Die Fachstelle Prävention hat insbe-
sondere folgende Aufgaben: 
1. Beratung bei Fragestellungen 

zum Themenkomplex sexuali-
sierte Gewalt und Prävention, 
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2. Evaluation und Weiterentwicklung 
von verbindlichen Qualitätsstan-
dards, 

3. Vernetzung mit kirchlichen und 
nichtkirchlichen Fachberatungs-
stellen gegen sexualisierte Ge-
walt, 

4. Organisation von Mitarbeiterschu-
lungen, 

5. Sicherstellung der Qualifizierung 
und Information der Präventions-
fachkräfte gemäß § 12 und Einla-
dung zur regelmäßigen Reflexion 
und Weiterbildung, 

6. Vermittlung von Fachreferentin-
nen und Fachreferenten,  

7. Beratung von Aus- und Weiterbil-
dungseinrichtungen, 

8. Fachberatung bei der Planung 
und Durchführung von Präventi-
onsprojekten, 

9. Entwicklung und Information von 
Präventionsmaterialien und –pro-
jekten, 

10. Öffentlichkeitsarbeit in Koopera-
tion mit der Stabsstelle Presse 
des Bischöflichen Generalvikari-
ats, 

11. fachlicher Austausch mit den be-
auftragten Ansprechpersonen für 
Verdachtsfälle sexuellen Miss-
brauchs des Bistums. 

 

2. Beratung der kirchlichen Rechts-
träger bei der Entwicklung, Um-
setzung und Fortschreibung von 
institutionellen Schutzkonzepten, 

3. fachliche Prüfung der institutionel-
len Schutzkonzepte der kirchli-
chen Rechtsträger, 

4. Organisation und curriculare Wei-
terentwicklung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen,  

5. Sicherstellung der Qualifizierung 
und fachlichen Begleitung der 
Präventionsfachkräfte,  

6. Vernetzung der Präventionsarbeit 
mit Verantwortungsträgern und 
Akteuren inner- und außerhalb 
des Diözese sowie mit den unab-
hängigen Ansprechpersonen für 
Verdachtsfälle sexuellen Miss-
brauchs, 

7. Zusammenarbeit mit der oder 
dem diözesanen Interventionsbe-
auftragten, 

8. Vernetzung mit kirchlichen und 
nichtkirchlichen Fachberatungs-
stellen gegen sexualisierte Ge-
walt, 

9. Mitarbeit in diözesanen Arbeits-
gremien zum Themenkomplex se-
xueller und spiritueller Miss-
brauch, 

10. Zusammenarbeit mit der unab-
hängigen Aufarbeitungskommis-
sion und dem Betroffenenbeirat 
unter Wahrung von deren Eigen-
ständigkeit, 

11. Evaluation und Weiterentwicklung 
von verbindlichen Qualitätsstan-
dards für die Präventionsarbeit, 

12. Beratung von Aus- und Weiterbil-
dungseinrichtungen, 

13. Fachberatung bei der Planung 
und Durchführung von Präventi-
onsprojekten, 

14. Vermittlung von Fachreferentin-
nen und Fachreferenten, 

15. Entwicklung von und Information 
über Präventionsmaterialien und -
projekten, 

16. Öffentlichkeitsarbeit in Koopera-
tion mit der Stabsabteilung Kom-
munikation des Bischöflichen Ge-
neralvikariats. 

  (3) Die oder der Präventionsbeauftragte 
berichtet dem Diözesanbischof und 
seinem Generalvikar halbjährlich 
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schriftlich über die Entwicklung der 
Präventionsarbeit. 
 

§ 12 
Präventionsfachkraft 

 

 § 13 
Präventionsfachkraft 

 

(1) Jeder kirchliche Rechtsträger bestellt 
mindestens eine für Präventionsfragen 
geschulte Person, die den Träger bei 
der nachhaltigen Umsetzung des 
Schutzkonzepts berät und unterstützt. 
Die Bezeichnung lautet „Präventions-
fachkraft“.  

 

 (1) Für Pfarreien, Einrichtungen und Ver-
bände muss jeweils mindestens eine für 
Präventionsfragen besonders geschulte 
Person (Präventionsfachkraft) zur Ver-
fügung stehen, die bei der Umsetzung 
des institutionellen Schutzkonzepts be-
raten und unterstützen kann. Die Aufga-
ben der Präventionsfachkraft können 
auch durch ein Präventionsfachkräfte-
team wahrgenommen werden. Für die 
Bestellung der Präventionsfachkraft 
oder des Präventionsfachkräfteteams 
ist der jeweilige kirchliche Rechtsträger 
verantwortlich. 
 

(2) Mehrere kirchliche Rechtsträger kön-
nen gemeinsam eine Präventionsfach-
kraft bestellen. 

 (2) Für mehrere Einrichtungen oder meh-
rere Verbände kann eine gemeinsame 
Präventionsfachkraft oder ein gemein-
sames Präventionsfachkräfteteam be-
stellt werden. 
  

   
Abschnitt 4 

Datenschutz 
 

  § 14 
Anwendungsvorrang der Präventions-
ordnung, Anwendbarkeit datenschutz-

rechtlicher Vorschriften 
 

  Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung 
und Konkretisierung erlassene Rechtsvor-
schriften auf personenbezogene Daten ein-
schließlich deren Veröffentlichung anzu-
wenden sind, gehen sie den Vorschriften 
des Gesetzes über den Kirchlichen Daten-
schutz in der Diözese Fulda (Kirchliches 
Datenschutzgesetz – KDG) vom 11. April 
2018 (K. A. 2018, Nr. 62) sowie der Ord-
nung über die Sicherung und Nutzung der 
Archive der katholischen Kirche (Kirchliche 
Archivordnung – KAO) vom 19. März 2014 
(K. A. 2014, Nr. 53) in den jeweils geltenden 
Fasungen vor, soweit sie deren Daten-
schutzniveau nicht unterschreiten. Im Übri-
gen gelten das KDG, die Durchführungsver-
ordnung zum Gesetz über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG-DVO) vom 28. Februar 
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2019 (K. A. 2019, Nr. 39) sowie die KAO in 
den jeweils geltenden Fassungen. 

 

  § 15 
Aufbewahrung von Akten,  

Löschungssurrogat 
 

  (1) Die Fristen für die Aufbewahrung von 
Personalakten, Voruntersuchungsakten 
und sonstigen Dokumenten richten sich 
nach den jeweils einschlägigen Rechts-
vorschriften. Für die Zeit der Aufbewah-
rung sind die Unterlagen vor unbefugten 
Zugriffen in besonderem Maße zu si-
chern.  

 

  (2) Die ordnungsgemäße Archivierung von 
gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 KAO anzu-
bietenden und zu übergebenden Unter-
lagen ersetzt die nach dem KDG oder 
anderen kirchlichen oder staatlichen 
Rechtsvorschriften erforderlichen Lö-
schungen, wenn die Archivierung so er-
folgt, dass Persönlichkeitsrechte des 
Betroffenen oder Dritter nicht beein-
trächtigt werden. 

 

Abschnitt 4 
Förderungsfähigkeit  

 

 Abschnitt 5 
Förderungsfähigkeit  

 
§ 13 

Ausschluss von Bezuschussungen 

 

 § 16 
Ausschluss von Bezuschussungen 

 
Rechtsträger gemäß § 1 Abs. 2, die diese 
Präventionsordnung nicht zur Anwendung 
bringen und auch kein eigenes, vom Bi-
schöflichen Generalvikariat als gleichwertig 
anerkanntes Regelungswerk haben, wer-
den bei der Vergabe diözesaner Zu-
schüsse nicht berücksichtigt. 

 

 Rechtsträger im Sinne von § 1 Abs. 2 wer-
den bei der Vergabe diözesaner Zuschüsse 
nur dann berücksichtigt, wenn sie diese 
Präventionsordnung verbindlich in ihr Statut 
übernommen haben und zur Anwendung 
bringen oder ein eigenes, vom Bischöfli-
chen Generalvikariat als gleichwertig aner-
kanntes Regelungswerk haben. 

 
Abschnitt 5 

Schlussbestimmungen 

 

 Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

 
§ 14 

Ausführungsbestimmungen 

 

 § 17 
Allgemeines Ausführungsdekret 

 
Die zur Ausführung dieser Ordnung erfor-
derlichen Regelungen erlässt der General-
vikar. 

 

 Die zur Ausführung dieser Ordnung erfor-
derlichen Regelungen erlässt der General-
vikar in einem Allgemeines Ausführungs-
dekret. 

 
§ 15  § 18 
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Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 

in Kraft.  

 
 

 unv eränder t  

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
    

1. die Ordnung zur Prävention von se-
xuellem Missbrauch an Minderjähri-
gen für das Bistum Fulda (Präven-
tionsordnung Fulda – PrävO FD) 
vom 2. April 2012 (K. A. 2012, Nr. 
70) und  

      
2. die Ausführungsbestimmungen zu 

der Ordnung zur Prävention von se-
xuellem Missbrauch an Minderjähri-
gen für das Bistum Fulda vom 3. 
April 2012 (K. A. 2012, Nr. 71).  

 

 unv eränder t  

 


